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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. AEUV: Vorlage von VO (EU) 2017/745 zur Prüfpflicht bzgl. Medizinproduk-
ten 
Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZR 17/23  

2. AEUV: Vorlage von RL 2001/29/EG zur Prüfung der urheberrechtlichen Ori-
ginalität 
Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZR 96/22  

3. UWG: Emotionsschlagwort als Produktname 
Urteil vom 07.12.2023, Az: I ZR 126/22  

4. ZPO: befristete Einstellung der Zwangsvollstreckung mit Auflagen 
Beschluss vom 26.10.2023, Az: I ZB 11/23  

5. ZPO: Beschwer der durch Schiedsspruch verurteilten Partei 
Beschluss vom 26.10.2023, Az: I ZB 14/23  

6. UNÜ Art. V: bilaterale Investitionsschutzabkommen 
Beschluss vom 12.10.2023, Az: I ZB 12/23  

7. KWG: Bankgeschäfte ohne Erlaubnis 
Urteil vom 09.11.2023, Az: III ZR 105/22  

8. GBO: Vorlage des Testamentsvollstreckerzeugnis beim Grundamt 
Beschluss vom 19.10.2023, Az: V ZB 8/23  

9. StVG: Rückwärtsfahren mit Anhänger 
Urteil vom 14.11.2023, Az: VI ZR 98/23  

10. ZPO: Beschwer bei Verurteilung zur Gewährung von Bucheinsicht 
Beschluss vom 22.11.2023, Az: VII ZR 6/23  

11. Rom I-VO: Binnensachverhalt bei inländischer Mietwohnung 
Urteil vom 29.11.2023, Az: VIII ZR 7/23  

12. ZPO, GemSortV: Ausschluss von Rechten in Bezug auf Erntegut 
Urteil vom 28.11.2023, Az: X ZR 70/22  

13. EPÜ, PatG: gemeinsame Einreichung einer PCT-Anmeldung 
Urteil vom 28.11.2023, Az: X ZR 83/21  

14. EPÜ: Schadensersatz wegen unberechtigter Anmeldung eines Patents 
Urteil vom 14.11.2023, Az: X ZR 75/21  
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15. BGB: ordentliche Kündigung eines Prämiensparvertrages 
Urteil vom 14.11.2023, Az: XI ZR 88/23  

16. GWB: Erfahrungssatz für Preise in Kartellabsprache 
Urteil vom 05.12.2023, Az: KZR 46/21  

17. GG, GR-Charta: Altersgrenze für Notare 
Urteil vom 13.11.2023, Az: NotZ(Brfg) 7/22  

18. StPO: Verwertung früherer Aussagen trotz Zeugnisverweigerungsrecht 
Beschluss vom 18.10.2023, Az: 1 StR 222/23  

19. VStGB: offensive und defensive Gewaltanwendung 
Beschluss vom 31.10.2023, Az: 3 StR 306/23  

20. StGB: Verabredung zur Anstiftung zu einem Verbrechen 
Urteil vom 29.11.2023, Az: 6 StR 179/23  

21. StPO: Antragsberechtigung im Adhäsionsverfahren 
Beschluss vom 14.11.2023, Az: 6 StR 495/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. AEUV: Vorlage von VO (EU) 2017/745 zur Prüfpflicht bzgl. Medizinprodukten 

Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZR 17/23 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden zur Auslegung von Art. 14 Abs. 1 
und 2 Unterabs. 1 Buchst. a und Unterabs. 3 der Verordnung (EU) 2017/745 über Me-
dizinprodukte (ABl. L 117 vom 5. April 2017) folgende Fragen zur Vorabentschei-
dung vorgelegt: 

1. Ist ein Händler gemäß Art. 14 Abs. 1 und 2 Unterabs. 1 Buchst. a der Verordnung 
(EU) 2017/745 verpflichtet zu prüfen, ob das von ihm auf dem Markt bereitgestellte 
Produkt als Medizinprodukt anzusehen ist und es deshalb eine CE-Kennzeichnung als 
Medizinprodukt trägt sowie vom Hersteller eine EU-Konformitätserklärung für ein 
Medizinprodukt ausgestellt worden ist? 
 
2. Ist es für die Antwort auf die Frage 1 von Bedeutung, ob das Produkt vom Herstel-
ler 
 
 
a) überhaupt mit einer CE-Kennzeichnung versehen worden ist; 
 
 
b) als Medizinprodukt oder Zubehör eines Medizinprodukts mit einer CE-Kennzeich-
nung versehen worden ist; 
 
 
c) nicht als Medizinprodukt oder Zubehör eines Medizinprodukts, sondern bezogen 
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auf die Richtlinie 2006/42/EG über Maschinen mit einer CE-Kennzeichnung versehen 
worden ist? 
 
3. Umfassen die in Art. 14 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. a in Verbindung mit Art. 14 
Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/745 bestimmten Prüfungspflichten des Händlers 
auch die Frage, ob das Produkt in die Risikoklasse IIa im Sinne der Verordnung (EU) 
2017/745 einzuordnen ist und deshalb zusätzlich mit einer vierstelligen Kennnummer 
einer Benannten Stelle versehen sein muss? 
 
4. Ist es für die Frage, ob ein Händler gemäß Art. 14 Abs. 2 Unterabs. 3 in Verbindung 
mit Art. 14 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/745 Grund zu der Annahme hat, dass 
das von ihm am Markt bereitgestellte Produkt nicht den Anforderungen dieser Verord-
nung entspricht, von Bedeutung, dass der Händler von einem Wettbewerber durch eine 
Abmahnung von dessen Rechtsansicht Kenntnis erlangt, der vom Händler auf dem 
Markt bereitgestellte Gegenstand sei nicht gemäß den Anforderungen des Art. 14 Abs. 
2 Unterabs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) 2017/745 mit der erforderlichen CE-
Kennzeichnung sowie einer Kennnummer einer Benannten Stelle versehen? 
 
5. Ist es für die Beantwortung der Frage 4 von Bedeutung, ob 
 
 
a) die Abmahnung eines Wettbewerbers einen klaren Hinweis auf eine Rechtsverlet-
zung enthält, also so konkret gefasst ist, dass der Händler den Rechtsverstoß unschwer 
und ohne eingehende rechtliche oder tatsächliche Überprüfung feststellen kann; 
 
 
b) dem Händler auf seine Nachfrage vom Hersteller oder einer Behörde mitgeteilt wor-
den ist, die mit der Abmahnung erhobenen Beanstandungen seien unbegründet? 
  
 

  
2. AEUV: Vorlage von RL 2001/29/EG zur Prüfung der urheberrechtlichen Origina-

lität 
Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZR 96/22 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden zur Auslegung von Art. 2 Buchst. a 
, Art. 3 Abs. 1 und Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. 
L 167 vom 22. Juni 2001, S. 10) folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Besteht bei Werken der angewandten Kunst zwischen dem geschmacksmusterrecht-
lichen und dem urheberrechtlichen Schutz ein Regel-Ausnahme-Verhältnis dergestalt, 
dass bei der urheberrechtlichen Prüfung der Originalität dieser Werke höhere Anforde-
rungen an die freien kreativen Entscheidungen des Schöpfers zu stellen sind als bei an-
deren Werkarten? 
 
2. Ist bei der urheberrechtlichen Prüfung der Originalität (auch) auf die subjektive 
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Sicht des Schöpfers auf den Schöpfungsprozess abzustellen und muss er insbesondere 
die freien kreativen Entscheidungen bewusst treffen, damit sie als freie kreative Ent-
scheidungen im Sinne der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union 
anzusehen sind? 
 
3. Falls im Rahmen der Prüfung der Originalität maßgeblich darauf abzustellen ist, ob 
und inwieweit in dem Werk künstlerisches Schaffen objektiven Ausdruck gefunden 
hat: Können für diese Prüfung auch Umstände herangezogen werden, die nach dem für 
die Beurteilung der Originalität maßgeblichen Zeitpunkt der Entstehung der Gestal-
tung eingetreten sind, wie etwa die Präsentation der Gestaltung in Kunstausstellungen 
oder Museen oder ihre Anerkennung in Fachkreisen? BGH, Beschluss vom 21. De-
zember 2023 - I ZR 96/22 - OLG Düsseldorf LG Düsseldorf 
  
 

  
3. UWG: Emotionsschlagwort als Produktname 

Urteil vom 07.12.2023, Az: I ZR 126/22 
a) Das Konzept, ein Emotionsschlagwort als Produktnamen zu verwenden, kann nicht 
als ein die wettbewerbliche Eigenart eines Produkts mitbestimmendes Element angese-
hen werden. Gegenstand des wettbewerbsrechtlichen Nachahmungsschutzes gemäß § 
4 Nr. 3 UWG ist der Schutz von Waren und Dienstleistungen in ihrer konkreten Ge-
staltung, nicht die dahinterstehende abstrakte Idee. 
 
b) Auch wenn sich die Gestaltung der Verpackung von Produkten des täglichen Be-
darfs deutlich vom Marktumfeld abhebt, ist nicht ausgeschlossen, dass sich der Ver-
kehr auch an darauf angebrachten Produkt- und Herstellerangaben orientiert und des-
halb eine Täuschung über die betriebliche Herkunft einer Produktnachahmung auszu-
schließen ist (Fortführung von BGH, Urteil vom 19. Oktober 2000 - I ZR 225/98, 
GRUR 2001, 443 = WRP 2001, 534 - Viennetta). 
  
 

  
4. ZPO: befristete Einstellung der Zwangsvollstreckung mit Auflagen 

Beschluss vom 26.10.2023, Az: I ZB 11/23 
Die befristete Einstellung der Zwangsvollstreckung kann auch mit Auflagen zu verse-
hen sein, die die wirtschaftliche Verwertung des vom Schuldner bewohnten Grund-
stücks des Gläubigers sicherstellen. In Betracht kommen insbesondere Auflagen an 
den Schuldner zur Zahlung der im Zusammenhang mit der Nutzung geschuldeten 
Geldbeträge und auch zur Mitwirkung gegenüber Sozialbehörden, die Leistungen an 
den oder zu Gunsten des Gläubigers erbringen können. 
 

  
5. ZPO: Beschwer der durch Schiedsspruch verurteilten Partei 

Beschluss vom 26.10.2023, Az: I ZB 14/23 
a) Die Zulässigkeit eines Aufhebungsantrags nach § 1059 Abs. 3 ZPO setzt eine Be-
schwer des Antragstellers voraus. 
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b) Die Beschwer der durch einen Schiedsspruch verurteilten Partei entfällt durch eine 
vorbehaltlose Zahlung des zuerkannten Betrags an die andere Partei nach dem im 
Schiedsverfahren für die Berücksichtigung von Tatsachen maßgeblichen Endzeitpunkt 
und vor Stellung eines Aufhebungsantrags. Ob eine Zahlung als vorbehaltlos anzuse-
hen ist und die im Schiedsspruch zuerkannte Forderung daher erfüllt, richtet sich nach 
den für die andere Partei erkennbaren Umständen des Einzelfalls. 
 
c) Die Prüfung des Oberlandesgerichts im Aufhebungsverfahren, ob durch Erfüllung 
der im Schiedsspruch zuerkannten Forderung eine materielle Erledigung in diesem 
Streitverhältnis eingetreten ist, darf nicht in eine zwischen den Parteien bestehende 
Schiedsbindung eingreifen (Fortführung von BGH, Beschluss vom 6. Juni 2013 - I ZB 
56/12, NJW-RR 2013, 1336 [juris Rn. 12 f. und 19 f.]). 
  
 

  
6. UNÜ Art. V: bilaterale Investitionsschutzabkommen 

Beschluss vom 12.10.2023, Az: I ZB 12/23 
Die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union in der Rechtssache 
"Achmea" ( EuGH, Urteil vom 6. März 2018 - C-284/16 , SchiedsVZ 2018, 186) ist 
nicht auf bilaterale Investitionsschutzabkommen von Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union mit Drittstaaten (sogenannte Extra-EU-BITs) übertragbar. Schiedsklauseln in 
Extra-EU-BITs widersprechen nicht dem Unionsrecht (Anschluss an EuGH, Urteil 
vom 2. September 2021 - C-741/19 , SchiedsVZ 2022, 34 [juris Rn. 65] - Komstroy). 
 

  
7. KWG: Bankgeschäfte ohne Erlaubnis 

Urteil vom 09.11.2023, Az: III ZR 105/22 
a) Wer entgegen § 32 Abs. 1 KWG ohne entsprechende Erlaubnis Bankgeschäfte er-
bringt, macht sich bei fahrlässigem oder vorsätzlichem Handeln gemäß § 54 Abs. 1 
Nr. 2 Fall 1 , Abs. 2 KWG strafbar. Wirken die Geschäfte berechtigend und verpflich-
tend für eine juristische Person, trifft die strafrechtliche Verantwortlichkeit gemäß § 
14 Abs. 1 Nr. 1 StGB denjenigen, der in organschaftlicher Stellung für die juristische 
Person tätig ist (Bestätigung von BGH, Urteile vom 15. Mai 2012 - VI ZR 166/11 , 
NJW 2012, 3177 Rn. 19 und vom 12. Dezember 2019 - IX ZR 77/19 , NJW-RR 2020, 
292 Rn. 35). 
 
b) Die objektive Organstellung allein ist nicht hinreichend, um eine Haftung zu be-
gründen. Es bedarf zusätzlich des Verschuldens, § 276 BGB , das gesondert festge-
stellt werden muss. 
 
c) Interne Zuständigkeitsregelungen in der Geschäftsleitung einer juristischen Person 
können zwar nicht zu einer Aufhebung, wohl aber zu einer Beschränkung der straf- 
und haftungsrechtlichen Verantwortlichkeit führen. Es bestehen jedoch in jedem Fall 
gewisse Überwachungspflichten, die das danach unzuständige Organ zum Eingreifen 
veranlassen müssen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Erfüllung der der 
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Gesellschaft obliegenden Aufgaben durch das zuständige Organ nicht mehr gewähr-
leistet ist (Fortführung von BGH, Urteil vom 15. Oktober 1996 - VI ZR 319/95 , 
BGHZ 133, 370, 377 f ). 
  
 

  
8. GBO: Vorlage des Testamentsvollstreckerzeugnis beim Grundamt 

Beschluss vom 19.10.2023, Az: V ZB 8/23 
GBO § 35 Abs. 1 Satz 2 Hs. 2 , Abs. 2 Hs. 1 und 2 BGB § 891 Abs. 1, § 892 Abs. 1 
Satz 2; GBO § 35 Abs. 2 

a) Das Grundbuchamt darf zum Nachweis der Verfügungsbefugnis des Testaments-
vollstreckers nach § 35 Abs. 2 Hs. 2 i.V.m. Abs. 1 Satz 2 Hs. 2 GBO ein Testaments-
vollstreckerzeugnis oder Europäisches Nachlasszeugnis nur verlangen, wenn sich bei 
der Prüfung der Verfügung von Todes wegen Zweifel tatsächlicher Art ergeben, die 
nur durch weitere Ermittlungen über den Willen des Erblassers oder über die tatsächli-
chen Verhältnisse geklärt werden können. 
 
b) Ist ein nachlassgerichtliches Verfahren anhängig, in dem das Nachlassgericht Zwei-
feln an der Testierfähigkeit des Erblassers bei Errichtung des Testaments oder sonsti-
gen Einwänden gegen die Wirksamkeit der letztwilligen Verfügung nachgeht, muss 
das Grundbuchamt die beantragte Eintragung der durch eine Verfügung des Testa-
mentsvollstreckers bewirkten Rechtsänderung davon abhängig machen, dass dessen 
Verfügungsbefugnis durch ein Testamentsvollstreckerzeugnis oder Europäisches 
Nachlasszeugnis nachgewiesen wird. 
   
BGB § 891 Abs. 1 , § 892 Abs. 1 Satz 2 ; GBO § 35 Abs. 2 

Der in dem Grundbuch eingetragene Testamentsvollstreckervermerk nach § 52 GBO 
soll lediglich negativ die Beschränkung der Verfügungsbefugnis des Erben kundtun 
und auf diese Weise verhindern, dass ein Dritter in Unkenntnis der Testamentsvollstre-
ckung das Eigentum an dem Grundstück gutgläubig von dem oder den Erben erwirbt. 
Er ist daher nicht geeignet, gegenüber dem Grundbuchamt den nach § 35 Abs. 2 GBO 
erforderlichen Nachweis der Befugnis des Testamentsvollstreckers zur Verfügung 
über das Nachlassgrundstück zu erbringen, und vermittelt keinen guten Glauben an 
das Bestehen oder Fortbestehen der Verfügungsbefugnis des Testamentsvollstreckers 
über das Nachlassgrundstück. 
 

  
9. StVG: Rückwärtsfahren mit Anhänger 

Urteil vom 14.11.2023, Az: VI ZR 98/23 
Auch das Rückwärtsfahren mit einem Anhänger ist ein "Ziehen" im Sinne von § 19 
Abs. 4 Satz 4 StVG . 
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10. ZPO: Beschwer bei Verurteilung zur Gewährung von Bucheinsicht 
Beschluss vom 22.11.2023, Az: VII ZR 6/23 
Zur Bemessung des Wertes des Beschwerdegegenstandes der Berufung einer zur Ge-
währung von Bucheinsicht verurteilten Partei. 
 

  
11. Rom I-VO: Binnensachverhalt bei inländischer Mietwohnung 

Urteil vom 29.11.2023, Az: VIII ZR 7/23 
Zum Vorliegen eines Binnensachverhalts im Sinne von Art. 3 Abs. 3 Rom I-VO bei 
einem Mietvertrag über eine im Inland gelegene Mietwohnung. 
 

  
12. ZPO, GemSortV: Ausschluss von Rechten in Bezug auf Erntegut 

Urteil vom 28.11.2023, Az: X ZR 70/22 
ZPO § 138 Abs. 4 ; GemSortV Art. 94 

Im Rechtsstreit um eine Sortenschutzverletzung kann von der in Anspruch genomme-
nen Partei - ebenso wie in einem Rechtsstreit um eine Patentverletzung (dazu BGH, 
Urteil vom 24. Januar 2023 - X ZR 123/20 , GRUR 2023, 474 - CQI-Bericht II) - 
grundsätzlich verlangt werden, dass sie im Rahmen des Zumutbaren auf Vortrag des 
Gegners zur Erzeugung der Sortenbestandteile oder des Ernteguts konkret erwidert. 

GemSortV Art. 13 Abs. 3; UPOV-Übereinkommen Art. 14 Abs. 2 

a) Rechte in Bezug auf Erntegut sind nach Art. 13 Abs. 3 GemSortV nicht schon dann 
ausgeschlossen, wenn der Berechtigte die rechtliche Möglichkeit hatte, sein Recht im 
Zusammenhang mit den Sortenschutzbestandteilen geltend zu machen. Vielmehr ist 
erforderlich, dass der Berechtigte auch tatsächlich über hinreichende Möglichkeiten 
verfügt hat, sein Recht in Bezug auf die zur Gewinnung des Ernteguts eingesetzten 
Sortenbestandteile geltend zu machen. 
 
b) Eine hinreichende Gelegenheit, das Recht im Zusammenhang mit den zur Erzeu-
gung von Erntegut eingesetzten Sortenbestandteilen geltend zu machen, setzt voraus, 
dass der Berechtigte schon im Vorfeld sicherstellen kann, dass Benutzungshandlungen 
in Bezug auf diese Sortenbestandteile nur mit seiner Zustimmung erfolgen. 
  
 

  
13. EPÜ, PatG: gemeinsame Einreichung einer PCT-Anmeldung 

Urteil vom 28.11.2023, Az: X ZR 83/21 
EPÜ Art. 54 Abs. 1 ; PatG § 3 Abs. 1 

Die Offenbarung von über 100 Wirkstoffen, die allein oder in Form eines pharmazeu-
tisch verträglichen Salzes mit zahlreichen in Betracht kommenden Salzbildnern als 
zur Behandlung von Krebs geeignet bezeichnet werden, reicht für die unmittelbare 
und eindeutige Offenbarung eines bestimmten Salzes eines einzelnen Wirkstoffs in ei-
ner zur oralen Verabreichung geeigneten Form nicht aus. 

PatG § 87 Abs. 1 

a) Für die Berechtigung zur Inanspruchnahme eines Prioritätsrechts bei der Anmel-
dung eines europäischen Patents spricht eine widerlegbare Vermutung. 
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b) Die gemeinsame Einreichung einer PCT-Anmeldung, in der für einen oder mehrere 
Bestimmungsstaaten der Anmelder der prioritätsbegründenden Anmeldung und für ei-
nen oder mehrere andere Bestimmungsstaaten eine andere Person benannt wird, impli-
ziert eine Abmachung der Beteiligten, die die andere Person zur Inanspruchnahme der 
Priorität berechtigt (ebenso EPA, Entscheidung vom 10. Oktober 2023 - G 1/22 - Pri-
oritätsberechtigung). 
   
ZPO § 286 G 

Im Patentnichtigkeitsverfahren liegt die Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich der 
Voraussetzungen für eine wirksame Inanspruchnahme der Priorität beim Nichtigkeits-
kläger. 
 

  
14. EPÜ: Schadensersatz wegen unberechtigter Anmeldung eines Patents 

Urteil vom 14.11.2023, Az: X ZR 75/21 
ZPO § 543 Abs. 2 

Eine beschränkte Zulassung der Revision setzt voraus, dass der betroffene Teil des 
Streitstoffs in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht unabhängig von dem übrigen Pro-
zessstoff beurteilt werden und auch im Falle einer Zurückverweisung kein Wider-
spruch zu der Entscheidung über die übrigen Teile des Streitstoffs auftreten kann (Be-
stätigung von BGH, Urteil vom 16. März 2017 - I ZR 39/15 , GRUR 2017, 702 Rn. 17 
- PC mit Festplatte; Beschluss vom 16. Dezember 2021 - I ZR 186/20 , Rn. 16 [inso-
weit nicht in MMR 2022, 773]). 

IntPatÜbkG Art. II § 5 Abs. 1 ; EPÜ Art. 60 Abs. 1 Satz 2 ; EGBGB Art. 30 a.F. 

Die Frage, ob ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber aufgrund einer Diensterfin-
dung die Übertragung der Rechte aus einer Patentanmeldung oder aus einem erteilten 
Patent verlangen kann, ist für alle Teile eines europäischen Patents einheitlich nach 
dem Recht des Staates zu beurteilen, das für den Arbeitsvertrag maßgeblich ist. 

BGB § 823 Abs. 2 Ag, § 249 Abs. 1 Hd 

Die Pflicht zum Schadensersatz wegen unberechtigter Anmeldung eines Patents um-
fasst die Herausgabe des durch die unberechtigte Nutzung der Erfindung erzielten Ge-
winns für den Zeitraum ab der Veröffentlichung des Hinweises auf die Erteilung des 
Patents. 

BGB § 242 Be; PatG § 140b 

Die § 140b PatG zu Grunde liegende Wertung ist auf einen Anspruch auf Rechnungs-
legung über die Nutzung einer zu Unrecht zum Patent angemeldeten Erfindung nicht 
übertragbar. 
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15. BGB: ordentliche Kündigung eines Prämiensparvertrages 
Urteil vom 14.11.2023, Az: XI ZR 88/23 
Bei einem Prämiensparvertrag, bei dem die Prämien auf die Sparbeiträge stufenweise 
bis zu einem bestimmten Sparjahr steigen, kann das Recht der Sparkasse zu einer or-
dentlichen Kündigung auch nach Erreichen der höchsten Prämienstufe ausgeschlossen 
sein, wenn die Vertragsurkunde eine darüberhinausgehende Vertragslaufzeit bestimmt 
und die Parteien insofern nicht übereinstimmend etwas anderes gewollt haben (Fort-
führung Senatsurteil vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18 , BGHZ 222, 74 ). 
 

  
16. GWB: Erfahrungssatz für Preise in Kartellabsprache 

Urteil vom 05.12.2023, Az: KZR 46/21 
a) Aus dem zugunsten von Abnehmern eines an einer Kartellabsprache beteiligten Un-
ternehmens streitenden Erfahrungssatz, dass die im Rahmen des Kartells erzielten 
Preise im Schnitt über denjenigen liegen, die sich ohne die wettbewerbsbeschränkende 
Absprache gebildet hätten, folgt, dass auch die für kartellbetroffene Produkte von ei-
nem Leasingnehmer oder Mietkäufer an eine Finanzierungsgesellschaft zu entrichten-
den Entgelte kartellbedingt überhöht sind, wenn die Leasing- oder Mietkaufverträge 
auf die vollständige Deckung des jeweiligen Anschaffungspreises gerichtet sind. 
 
b) Regressionsanalysen, die einem zeitlichen Vergleichsmarktansatz folgen, können 
allenfalls eine Annäherung an die Wirklichkeit im Sinne einer Schätzung darstellen; 
sie hindern für sich allein den Tatrichter nicht, aufgrund einer Gesamtabwägung die 
für ein Grundurteil hinreichende Überzeugung zu gewinnen, dass jedenfalls ein Scha-
den in irgendeiner Höhe entstanden ist. 
  
 

  
17. GG, GR-Charta: Altersgrenze für Notare 

Urteil vom 13.11.2023, Az: NotZ(Brfg) 7/22 
Die Altersgrenze für Notare war auch zum hier maßgeblichen Zeitpunkt am 31. Okto-
ber 2021 mit deutschem Verfassungsrecht und Unionsrecht, insbesondere mit Art. 21 
Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union sowie Art. 1 , Art. 2 Abs. 
2 Buchst. a , Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000, vereinbar (Bestätigung von BGH, Urteil vom 21. August 2023 - NotZ(Brfg) 
4/22). 
 

  
18. StPO: Verwertung früherer Aussagen trotz Zeugnisverweigerungsrecht 

Beschluss vom 18.10.2023, Az: 1 StR 222/23 
Gestattet ein Zeuge trotz Ausübung seines Zeugnisverweigerungsrechts aus § 52 Abs. 
1 StPO die Verwertung früherer Aussagen, so kann er dies nicht auf einzelne Verneh-
mungen beschränken. Ein Teilverzicht führt vielmehr dazu, dass sämtliche früheren 
Angaben - mit Ausnahme richterlicher Vernehmungen nach Belehrung über das Zeug-
nisverweigerungsrecht - unverwertbar sind. 
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19. VStGB: offensive und defensive Gewaltanwendung 
Beschluss vom 31.10.2023, Az: 3 StR 306/23 
1. Unter einem Angriff im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 VStGB ist eine in mili-
tärische Feindseligkeiten eingebundene Gewaltanwendung gegen einen Gegner zu 
verstehen, unabhängig davon, ob sie offensiv oder defensiv geschieht. 
 
2. Die Tatbestände des - gegebenenfalls versuchten - Mordes und der gefährlichen 
Körperverletzung können mit dem besonders schweren Kriegsverbrechen des Einsat-
zes verbotener Methoden der Kriegsführung in Tateinheit stehen und treten nicht hin-
ter dieses zurück. 
  
 

  
20. StGB: Verabredung zur Anstiftung zu einem Verbrechen 

Urteil vom 29.11.2023, Az: 6 StR 179/23 
1. Die Verabredung zur Anstiftung zu einem Verbrechen (§ 30 Abs. 2 Variante 3 Alt. 
2 StGB) setzt eine vom ernstlichen Willen getragene Einigung von mindestens zwei 
Personen voraus, gemeinschaftlich einen Dritten zur Begehung eines bestimmten Ver-
brechens anzustiften. 
 
2. Der Verwirklichung steht nicht stets entgegen, dass im Zeitpunkt der Übereinkunft 
die Person des präsumtiven Täters noch nicht feststeht und unklar ist, ob überhaupt 
ein solcher gefunden und bestimmt werden kann. 
  
 

  
21. StPO: Antragsberechtigung im Adhäsionsverfahren 

Beschluss vom 14.11.2023, Az: 6 StR 495/23 
Antragsberechtigt im Adhäsionsverfahren ist auch, wer einen fremden Anspruch im 
eigenen Namen im Wege sogenannter gewillkürter Prozessstandschaft geltend macht. 
 
  

 

 


